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1. Teil

Einleitung

A. Problemstellung und Abgrenzung
des Untersuchungsgegenstands

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den freiheitsrechtlichen, insbesonde-
re eigentumsgrundrechtlichen Vorgaben für die Gesetzgebung auf dem Gebiet des
Einkommensteuerrechts. Spätestens1 seit der Staatsrechtslehrertagung im Jahr
1980, die unter anderem dem Thema „Besteuerung und Eigentum“ gewidmet war2,
ist man sich in der Literatur einig, daß verstärkt über die freiheitsrechtlichen Gren-
zen der Besteuerung nachgedacht werden muß3. Bis dahin war dies nur für den spe-
ziellen Fall der Lenkungsteuer4 geschehen, während für Fiskalzwecksteuern Art. 3
Abs. 1 GG als die verfassungsrechtliche Grenze der Besteuerung galt5. Mit zuneh-
mender Steuerbelastung6 mehrten sich die Stimmen gegen die Ausschließlichkeit
des Gleichheitssatzes als Kontrollmaßstab7, der nur einer ungleichen Besteuerung
entgegenzuwirken vermag, nicht aber einem Übermaß, das alle gleich trifft8.

Das Bundesverfassungsgericht ging lange Zeit auf Forderungen nach einem ei-
gentumsgrundrechtlichen Schutz vor der Besteuerungsgewalt nicht ein. Die ständi-

1 Die These, nach der Art. 14 GG das Vermögen schützt, wird auf Imboden, in: Archiv für
Schweizerisches Abgabenrecht 29. Band (1960), S. 2 (6) zurückgeführt (siehe etwa Wieland,
in: Hüter der Verfassung, S. 173 [175]).

2 Auf der Tagung wurden durch Kirchhof, in: VVDStRL 39. Band [1981], S. 213 ff. und
v. Arnim, ebenda, S. 286 ff. zwei Konzepte eines eigentumsgrundrechtlichen Schutzes vor Be-
steuerung vorgestellt.

3 Siehe etwa Rodi, Steuern als Verfassungsproblem, S. 45 f.
4 BVerfGE 13, 181 (184ff.) – Schankerlaubnissteuer.
5 Siehe etwa Badura, in: Benda/Maihofer/Vogel, HdbVerfR, § 10 Rn. 42; Papier, ebenda,

§ 18 Rn. 108; Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 189 ff.; aus neuerer Zeit auch Vogel/
Waldhoff, in: BK, Vorbem. z. Art. 104 a–115 Rn. 500; Heun, in: Dreier, Art. 3 Rn. 65; vgl. auch
Wieland, in: Dreier, Art. 14 Rn. 48.

6 Einen Überblick über die Entwicklung des Einkommensteuertarifs von 1946 bis 1996 gibt
Dziadkowski, BB 1996, 1193 ff. Dieser ist ein Faktor der Steuerbelastung (näher unten zum Zu-
sammenwirken von Bemessungsgrundlage und Tarif siehe S. 22 ff. und S. 26 ff.). Es fällt auf,
daß Eingangs- und Spitzensteuersatz in den 80er Jahren einen Höhepunkt erreicht hatten.

7 Siehe Kirchhof, Steuern im Verfassungsstaat, S.27 (45); Vogels Beitrag bei der Aussprache
zu den Referaten auf der Staatsrechtslehrertagung 1980, in: VVDStRL 39. Band (1981), S.361
(362 f.).

8 BVerfGE 87, 153 (170) – Grundfreibetrag.
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ge Rechtsprechung sah zwar erdrosselnde Besteuerung als einen Verstoß gegen
Art. 14 GG an9; im Vorfeld dieser Grenze versprach aber kein Freiheitsrecht effek-
tiven Schutz, auch nicht das als tatbestandlich einschlägig erachtete Auffanggrund-
recht der allgemeinen Handlungsfreiheit10. Auf die Gründe dafür wird später im ein-
zelnen einzugehen sein11. Erst in der jüngeren Rechtsprechung des Zweiten Senats
ist eine Aufwertung der Freiheitsrechte im Bereich des Steuerrechts zu verzeich-
nen12. Die betreffenden Entscheidungen halten sich aber mit dogmatischen Festle-
gungen zurück und geben auf diese Weise manches Rätsel auf13.

Die vorliegende Arbeit hat es sich zur Aufgabe gemacht, Aufschluß über den der-
zeitigen Stand der Rechtsprechung und ihre dogmatischen Grundlagen zu geben
und zu hinterfragen, wie sich die Entscheidungen mit der allgemeinen Eigentums-
dogmatik vertragen.

Es bleibt einiges zur Abgrenzung des Themas zu bemerken. Gegenstand der Un-
tersuchung ist nur die Einkommensteuer. Die freiheitsrechtlichen Fragestellungen,
die andere Steuerarten aufwerfen14, können hier nicht diskutiert werden. Als unbe-
friedigend erweist sich diese Beschränkung jedoch unter dem Gesichtspunkt der
Beeinträchtigungen, die gerade von sich kumulierenden Steuerbelastungen ausge-
hen15; deshalb werden die wichtigsten anderen Steuerarten in diesem Zusammen-
hang angesprochen16.

Ebenfalls nicht zum Untersuchungsgegenstand gehören echte (auch sogenannte
subventive) Steuervergünstigungen17, das heißt Normen, die den Steuerpflichtigen

9 Näher zur traditionellen Rechtsprechung unten S.36 ff.
10 Siehe Vogel/Waldhoff, in: BK, Vorbem. z. Art. 104 a–115 Rn. 569; Birk, Das Leistungsfä-

higkeitsprinzip, S. 189 ff.
11 Zum angenommenen Versagen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes siehe unten S.142 ff.
12 Näher unten S. 40 ff., zum Vermögensteuerbeschluß BVerfGE 93, 121 ff. siehe S. 45 ff.
13 Böckenförde spricht in seiner abweichenden Meinung zum Vermögensteuerbeschluß von

„vorsichtigen Formulierungen hinsichtlich des verfassungsrechtlichen Maßstabs“ (BVerfGE
93, 149 [153]). Siehe auch Bohl, F.A.Z. vom 12.9.1998, S. 19: „Mehr als drei Jahre der juri-
stischen Diskussion haben nicht ausgereicht, die Bedeutung des Beschlusses zur Vermögen-
steuer zu klären“. Bis heute hat sich an der Richtigkeit dieser Feststellung nichts geändert.

14 Zum Gewerbesteuerrecht sei auf die ausführliche Untersuchung von Rodi, Steuern als
Verfassungsproblem verwiesen.

15 Zur Berücksichtigung der Gesamtbelastung siehe BVerfGE 93, 121 (135) – Vermögen-
steuer; Kirchhof, Jura 1983, 505 (511).

16 Siehe unten S. 53 ff.
17 So die Bezeichnung von Birk, Steuerrecht Rn.98 f.; siehe auch derselbe in: Das Leistungs-

fähigkeitsprinzip, S.94 und Lang, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, §7 Rn.36 f. sowie Tipke, in: Die
Steuerrechtsordnung I, §4 S.78; Schaden, Die Steuervergünstigung, S.26 f. Bayer, StuW 1972,
149 (151) spricht von Lenkungsbefreiungen. Als Beispiel ist §7 c EStG zu nennen, der durch
erhöhte Absetzungen einen Anreiz zum Umbau von vorhandenen Gebäuden in Mietwohnun-
gen schaffen soll (Drenseck, in: Schmidt, §7 c Rn.1). Auch §10 Abs.1 S.1 Nr.8 EStG, der Auf-
wendungen für ein hauswirtschaftliches Beschäftigungsverhältnis als Sonderausgabe abzugs-
fähig macht, ist eine (arbeitsmarktpolitisch motivierte; dazu BT-Dr. 11/4688, S. 10 ff.) Steuer-
vergünstigung.
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in Durchbrechung des Leistungsfähigkeitsprinzips bevorzugen. Sie sind materiell
dem Subventionsrecht, nicht dem Steuerrecht zuzurechnen18 und sollen hier deshalb
nur am Rande eine Rolle spielen19. Von ihnen zu unterscheiden sind zum einen sol-
che Normen, die einen zu weit gefaßten Grundtatbestand einengen, um Lasten-
gleichheit herzustellen (sogenannte unechte oder technische Steuervergünstigun-
gen20), und zum anderen Steuerbenachteiligungen21, die einen Steuerpflichtigen
über das Maß, das einer gleichheitsgemäßen Besteuerung entspricht, in Anspruch
nehmen und dabei typischerweise einen Lenkungszweck verfolgen. Diese beiden
Normentypen sind anders als die echten Steuervergünstigungen vom Gegenstand
dieser Untersuchung erfaßt. Die Abgrenzung kann schwierig sein, insbesondere
auch deshalb, weil der Gesetzgeber in ein und derselben Norm eine unechte Steuer-
vergünstigung, eine echte Steuervergünstigung und eine Steuerbenachteiligung mit-
einander kombinieren kann. So ist beispielsweise die derzeitige Regelung der Ent-
fernungspauschale in § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4, Abs. 2 EStG n. F. dem Grundgedanken
nach eine untechnische Steuervergünstigung, die aber die Kosten für die Benutzer
öffentlicher Verkehrsmittel bewußt überkompensiert (echte, verkehrspolitisch moti-
vierte Steuervergünstigung) und für die Alleinbenutzer eines privaten Kfzs absicht-
lich nur unvollständig ausgleicht (verkehrspolitisch motivierte Steuerbenachteili-
gung)22. Wie Vogel23 in einer bis heute maßgeblichen Untersuchung aus dem Jahr
1977 zur „Abschichtung“ der Rechtsfolgen nachgewiesen hat, ist die Abgrenzung
zwar schwierig, aber durchaus möglich.

Eine Themenbegrenzung erwies sich nicht nur beim Untersuchungsgegenstand,
sondern auch bei den Kontrollmaßstäben als notwendig. In dieser Arbeit stehen die
Freiheitsrechte des Grundgesetzes, nicht der Gleichheitssatz im Mittelpunkt. Des-
sen Dogmatik befindet sich im Umbruch. Wurde er ursprünglich als bloßes Willkür-

18 Siehe Lang, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, §7 Rn.39; Tipke, in: Die Steuerrechtsordnung I,
§4 S.78 f. m.w.N.; Bayer, StuW 1972, 149 (152ff.); Schaden, Die Steuervergünstigung, S.25;
Vogel, StuW 1977, 97 (98 ff.).

19 Siehe etwa unten S.159 ff., dort in Zusammenhang mit den Anforderungen an Ausgaben.
Näher zu den Problemen von Steuervergünstigungen Bayer, StuW 1972, 149 (152ff.); Selmer,
Steuerinterventionismus, S.138 ff. und S.209 ff.; Schaden, Die Steuervergünstigung, vor allem
S. 61 ff., S. 99 ff. und S. 115 ff.

20 So die Bezeichnung von Birk, Steuerrecht Rn. 98. Lang vermeidet den Begriff der „Ver-
günstigung“ in diesem Zusammenhang, siehe in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 7 Rn. 37. Bayer,
StuW 1972, 149 (151) nennt solche Normen Ausgrenzungsbefreiungen. Beispiele sind der
Kinderfreibetrag (§§ 31 S. 1, S. 4, 32 Abs. 6 EStG) oder der Abzug von Betriebsausgaben (§ 4
Abs. 4 EStG) und Werbungskosten (§§ 9, 9 a EStG).

21 So die Bezeichnung von Lang, in: Tipke/Lang, Steuerrecht,§ 7 Rn. 40. Tipke, in: Die
Steuerrechtsordnung I, §4 S.78 f spricht von Steuersonderbelastungen. Als Beispiel sei die Be-
schränkung des Verlustausgleichs z. B. in §§ 2 a, 2 b EStG genannt, mit denen Investitionen in
unerwünschte Verlustzuweisungsmodelle entgegengewirkt werden soll (siehe Heinicke, in:
Schmidt, § 2 a Rn. 1; Seeger, ebenda, § 2 b Rn. 1).

22 Näher zu dieser Norm unten S.209 ff.
23 In: StuW 1977, 97 ff.

2 Beyer


